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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag eines Ratsbeschlusses über die Beteiligung des Europäischen Sozialfonds 
an Maßnahmen zugunsten der im Schiffbau Beschäftigten 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf den Beschluß des Rates vom 1. Februar 
1971 über die Reform des Europäischen Sozialfonds, 
insbesondere auf Artikel 4 1 ), 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 4 des Ratsbeschlusses vom 1. Fe- 
bruar 1971 hat der Rat auf Vorschlag der Kommis- 
sion die für die Beteiligung des Fonds in Frage kom- 
menden Bereiche anzugeben. 

Die Modalitäten der Aktion und Arbeitsweise des 
Fonds sind in der Verordnung (EWG) Nr. 2396/71 
des Rates vom 8. November 1971 zur Durchführung 
des Beschlusses des Rates vom 1. Februar 1971 über 
die Reform des Europäischen Sozialfonds festqe- 
legt 2 ). 

Die Beschäftigungslage in bestimmten Bereichen 
der Schiffbauindustrie der Gemeinschaft ist durch 
mangelnde quantitative und qualitative Anpassung 
gekennzeichnet, die für eine beträchtliche Zahl von 
Arbeitnehmern unter Umständen dazu führen, daß 
sie den Arbeitsplatz wechseln, ihre berufliche Quali- 
fikation verbessern, neue Qualifikationen erwerben 
oder den Wohnsitz wechseln müssen. 

Diese Entwicklung wird in den kommenden Jahren 
anhalten und sich möglicherweise infolge von beson- 
deren strukturellen Anpassungsmaßnahmen, die im 
Rahmen der Industriepolitik der Gemeinschaft im 
Bereich des Schiffbaus vorgesehen sind, verstärken. 

Die vom Rat beschlossene Reform des Europäi- 
schen Sozialfonds ermöglicht die Beteiligung an den 


finanziellen Lasten, die durch die derzeitigen oder 
künftigen Maßnahmen in den einzelnen Mitglied- 
staaten zur Förderung der Wiederbeschäftigung und 
der räumlichen und beruflichen Mobilität der Arbeit- 
nehmer im Schiffbau entstehen. 

Der Rat gibt in den auf Artikel 4 des Ratsbeschlus- 
ses vom 1. Februar 1971 gestützten Beschlüssen an, 
für welche der in den Vorschriften nach Artikel 127 
definierten Arten von Beihilfen die Zuschüsse des 
Fonds in Anspruch genommen werden können — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Zuschüsse des Fonds können gemäß Artikel 4 des 
Ratsbeschlusses vom 1. Februar 1971 für Maßnahmen 
gewährt werden, die der Förderung der beruflichen 
Verwendbarkeit und der räumlichen und beruflichen 
Mobilität der im Schiffbau Beschäftigten dienen, de- 
ren Tätigkeit durch quantitative oder qualitative 
Maßnahmen zur strukturellen Anpassung unmittel- 
bar betroffen oder bedroht ist, und die innerhalb 
oder außerhalb dieses Sektors eine selbständige Tä- 
tigkeit ausüben wollen. 


Artikel 2 

Zur Gewährung von Zuschüssen aus dem Fonds 
müssen die in Artikel 1 genannten Maßnahmen zur 
Verwirklichung eines Programms beitragen, das spe- 
ziell darauf abgestellt ist, die Unternehmen in ver- 
hältnismäßig kurzer Zeit auf lange Sicht internatio- 
nal wettbewerbsfähig zu machen. 

ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 28 
vom 4. Februar 1971, S. 15 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 249 
vom 10. November 1971, S. 54 
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Dieses Programm soll insbesondere die sektoralen 
oder regionalen Zielsetzungen heraussteilen, in de- 
ren Rahmen diese Maßnahmen fallen. 


Artikel 3 

Zuschüsse des Fonds können nach dieser Verord- 
nungs für Beihilfen gewährt werden, deren Verzeich- 
nis in der Verordnung (EWG) Nr. 2397/71 des Rates 
vom 8. November 1971 über die Beihilfen, zu denen 
Zuschüsse aus dem Europäischen Sozialfonds ge- 
währt werden können 3 ), enthalten ist. 


Artikel 4 

Nach Ablauf eines Zeitraums von vier Jahren nach 
Inkrafttreten dieses Beschlusses prüft der Rat, ob es 
zweckmäßig ist, die Vorschriften ganz oder teilweise 
beizubehalten. 


Artikel 5 

Dieser Beschluß tritt am fünften Tage nach seiner 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Er ist vor Ablauf einer Frist von vier Jahren nach 
Inkrafttreten dieses Beschlusses auf Vorhaben an- 
wendbar, die von der Kommission genehmigt wor- 
den sind. 


3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 249 
vom 10. November 1971, S. 58 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
13. Februar 1974 - 1/4 -680 70- E- So 14/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 14. Januar 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden 
und ergänzt die Vorschläge, die ich mit meinem Schreiben vom 29. November 1973 - 1/4 - 680 70 - E - 
Schi 3/73 - übermittelt habe. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschaits- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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